          
Entscheidungsbefugnis bei Uneinigkeit der Eltern über die Corona-Impfung
Sind sich die Eltern bei gemeinsamer elterlicher Sorge nicht darüber einig, ob das gemeinsame -hier 13jährige- Kind die Corona-Impfung erhalten soll, hat das Gericht auf Antrag die Entscheidungsbefugnis über die Impfung einem Elternteil zu übertragen. Hierbei folgt es den Empfehlungen der STIKO. Die Empfehlungen der STIKO sind deshalb heranzuziehen, da sie als medizinischer Standard anerkannt sind. Es spielt auch keine Rolle, dass es sich um einen neuen Impfstoff handelt, da davon ausgegangen wird, dass die Expertenkommission den Impfstoff sorgfältig geprüft hat und unter Abwägung jeglicher Erkenntnisse diese Impfung für 12- bis 17-jährige empfohlen hat. Deshalb wird die Entscheidungsbefugnis demjenigen Elternteil übertragen, der das Kind impfen lassen möchte. Diese Entscheidungsbefugnis gilt auch für künftige von der STIKO empfohlene Auffrischungs- und Folgeimpfungen gegen COVID-19. Die Entscheidung in Bezug auf die Impfungen ist somit einheitlich zu treffen, insbesondere dann, wenn die erste Impfung ohne Nebenwirkungen oder Komplikationen verlaufen ist. Selbst eine seltene Vorerkrankung bei Kindern rechtfertigt keine andere Entscheidung, da die Ärzte in den Impfzentren dies vor der Impfung berücksichtigen und sorgfältig abwägen, ob trotz Kenntnis der Vorerkrankung eine Impfung durchgeführt wird (OLG München, Beschluss vom 18.10.2021 -26 UF 928/21).
